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(Nr. 12472.) dies, betreffend Bereitſtellung weiterer Staatsmittel für die durch Geſetz vom 20. April 
1922 (Geſetzſamml. S. 111) angeordnete Sicherung der Stromverſorgung im eee 
und Maingebiete. Vom 7. April 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt: 

a) zur Sicherung der ſtaatlichen Stromverſorgung im Weſerquell⸗ und Maingebiet einen 
weiteren Betrag bis zu 7000 000 000 Mark (ſieben Milliarden Mark) nach Maßgabe 
der von dem eee Miniſter feſtzuſtellenden Pläne zu verwenden, oder 

b) im Rahmen dieſes Betrags ſich an einer Geſellſchaft zu beteiligen, oder ihr ein an- 
gemeſſen zu verzinſendes und zu tilgendes Darlehn zu gewähren, und 

e) Bürgſchaft für die Anleihen einer ſolchen Geſellſchaft ebenfalls bis zur Höhe von 
7000 000 000 Mark (ſieben Milliarden Marh) in Gemeinſchaft mit den beteiligten 
Kreiſen zu übernehmen. 

In der Geſellſchaft muß der überwiegende Einfluß des Staates geſichert bleiben. 


92. 

() Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 erwähnten Aufwendungen 
eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen auf— 
zunehmen. Die Anleihe iſt mit 1ù vom Hundert des . Kapitals zu tilgen unter 
Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeftellt. 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können 
ſämtlich oder teilweiſe auf e oder auch nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe gleich- 
zeitig auf in- und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(4) Schatzanweiſungen und Wechſel können eh ausgegeben werden. 
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(5) Die Mittel zur Einlöfung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn- 
N beſchafft werden. 

) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
en oder Wechſel beſtinmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Ver— 
zinſung oder Umlaufzeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufzeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskont— 
ſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Umlaufzeit ſowie zu welchen Kurſen 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ebenſo bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſo⸗ 
wie 0 näheren Bedingungen für die Zahlung im Ausland überlaſſen. 

s) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihen die Vorſchriften des Ge- 
ſetzes 19 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 (Geſehſamml. S. 155) anzuwenden. 


§ 3 
5 . 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 7. April 1923. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Stering. 


(Nr. 12473.) Geſetz, betreffend die Verlegung des Fiſchmarktes in Altona. Vom 7. April 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
SER 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, der Stadtgemeinde Altona zu den Koſten der Ver 
legung des ſtädtiſchen Fiſchmarktes und des Ausbaues des Fi ſchereihafens in Altona nach Maßgabe 
der von den zuſtändigen Miniſtern feſtzuſetzenden Bedingungen einen weiteren Zuſchuß bis zu 700 
— ſiebenhundert — Millionen Mark zu gewähren. 


2. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 erwähnten Aufwendung 
eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen auf 
zunehmen. Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. 


Die Anleihe it in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck 
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aufgenommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
find 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen ver⸗ 
rechneten Beträge anzuſetzen. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
find von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterfchreiben, 

(3) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf in- und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(4) Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

6) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der 
Umlauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe die 
Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für die Zahlung im Ausland überlaſſen. 

$ 3. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 7. April 1923. . f 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


10 = 5 ; : 
Braun. v. Richter. Siering. 


(Nr. 12474.) Ausführungsanweiſung zu Artikel V des Notgeſetzes vom 24. Februar 1923, betreffend Unter⸗ 


bringung der Vertriebenen aus den beſetzten rheiniſchen Gebieten und dem Einbruchsgebiete. 
Vom 28. März 1923. 


Auf Grund des Artikel V de8 Notgeſetzes vom 24. Februar 1923 (Reichsgeſetzbl. S. 147) wird hiermit in 
Ergänzung bzw. Abänderung des Erlaſſes Ja II44 vom 31. Januar 1923 angeordnet: 

Die Gemeindebehörden des unbeſetzten Gebiets haben jeden Reichsangehörigen, der nachweiſt, daß er aus 
den beſetzten rheiniſchen Gebieten oder dem Einbruchsgebiet ausgewieſen iſt, vor allen anderen Wohnung 
ſuchenden unterzubringen. 

Den Ausgewieſenen ſtehen gleich die durch unmittelbaren Zwang entfernten Perſonen. 


a 


Als ausreichender Nachweis für eine behauptete Ausweiſung oder Entfernung durch unmittelbaren 
Zwang iſt die amtliche Beſcheinigung der Gemeinde bzw. Polizeibehörde des bisherigen Wohnorts oder der 
Zentralhilfsſtelle in Caſſel oder einer der Hilfsſtellen in Limburg, Frankfurt g. M., Münſter, Minden und 
Arnsberg oder ein Ausweisbuch des Roten Kreuzes anzuſehen. 

Vor allen anderen Wohnungſuchenden unterzubringen iſt auch die Familie des Ausgewieſenen, wenn 
fie ihm in das unbeſetzte Gebiet folgt. Als „Familie! im Sinne diefer Beſtimmung gelten alle Perſonen, 
die mit dem Ausgewieſenen bis zu ſeiner Ausweiſung einen gemeinſamen Hausſtand geführt haben und an 
dem bisherigen Wohnorte des Ausgewieſenen polizeilich gemeldet waren. 

Neben den Gemeindebehörden ift erforderlichenfalls in kreisfreien Gemeinden der Regierungspräſident, 
für Berlin der Oberpräſident der Provinz Brandenburg, in kreisangehörigen Gemeinden der Landrat au 
Anrufen eines Ausgewieſenen berechtigt, die den Gemeindebehörden (Wohnungsämtern) durch diefe Anordnung 
übertragenen Beſugniſſe auszuüben. Nebeuher haben die Regierungspräſidenten auch in Zukunft verfügbare 
Wohnungen gemäß Erlaß vom 31. Januar 1923 — la 1144 — der Zentralhilfsſtelle in Caſſel auf deren 
Verlangen anzuzeigen, ſo daß dieſe Stelle in der Lage iſt, den Ausgewieſenen und Vertriebenen bei der Aus- 
wahl eines Zufluchtsorts als Beratungs und Auskunftsſtelle behilflich zu fein. Die auf Grund des bezeich⸗ 
neten Erlaſſes der Haupthilfsſtelle in Caſſel übertragenen weitergehenden Befugniffe werden jedoch hiermit 
aufgehoben. Die Pflicht zur endgültigen Unterbringung der Ausgewieſenen liegt künftig lediglich bei den im 
Abſ. 2 bzw. Abſ. 6 dieſer Anordnung genannten Stellen. Soweit jedoch bis zum Bekanntwerden dieſer An⸗ 
ordnung nach den Übergangsbeſtimmungen des Erlaſſes vom 31. Januar 1923 von. der Haupthilfsſtelle in 
Caſſel zugunſten von Angehörigen des darin näher bezeichneten Perſonenkreiſes über Wohnungen verfügt 
worden iſt, behält es hierbei ſein Bewenden. Beſtehen bleiben auch die den Hilfsſtellen durch Erlaß vom 
31. Januar 1923 unter IIb dd übertragenen Befugniſſe zur Beſchaffung von vorläufiger Unterkunft. 

Bezüglich der Zuſtändigkeit des Verfahrens und der Vorausſetzungen für die Beſchlagnahme von 
Räumen bleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen 

Aus der Tatſache, daß Wohnräume freiwillig zur Unterbringung von Ausgewieſenen zur Verfügung 
geſtellt werden, dürfen allein nicht irgendwelche Schlüſſe auf die Entbehrlichkeit dieſer Räume für den 
Verfügungsberechtigten gezogen werden. 


Berlin, den 28. März 1923. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: ̃ 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Dezember 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Dobian im Kreiſe Ziegenrück für Zwecke der Gemeinde 
waſſerleitung, durch das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Nr. 9 S. 47, ausgegeben am 3. März 1923; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Januar 1923, betreffend die Genehmigung 
des von dem außerordentlichen 59. Generallandtage der Oſtpreußiſchen Landſchaft beſchloſſenen fünften 
Nachtrags zu den Abſchätzungsgrundſätzen der Oſtpreußiſchen Landſchaft vom 18. Juni 1895 — Aus- 
gabe von 1913 —, durch die Amtsblätter 
der Regierung in Königsberg Nr. 9 S. 69, ausgegeben am 3. März 1923, 
der Regierung in Gumbinnen Nr. 9 S. 63, ausgegeben am 3. März 1923, 
der Regierung in Allenſtein Nr. 9 S. 43, ausgegeben am 3. März 1923, und 
der Regierung in Marienwerder Nr. 8 S. 34, ausgegeben am 24. Februar 1923. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen find an die Poſtauſtalten zu richten. 


